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KOM (2011) 142 endg. 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Wohnimmobilienkreditverträge 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(48926/EU XXIV.GP) 

 

I. Mitteilung gemäß Art. 23f Abs. 4 B-VG 
 

„Verantwortungslose Kreditvergabe in manchen Ländern wird von der Europäischen 

Kommission als eine der Ursachen der weltweiten Finanzkrise verstanden. Der gegenständliche 

Vorschlag soll daher einen Beitrag zur Verhinderung neuer Krisen leisten. Kern des Vorschlags 

ist die Verpflichtung der KreditgeberInnen, die Kreditwürdigkeit der KreditnehmerInnen zu 

überprüfen. Dazu wird neben Offenlegungspflichten für VerbraucherInnen über ihre „persönliche 

und finanzielle Situation, Präferenzen und Ziele“ auch eine Pflicht der KreditgeberInnen 

verankert, bei negativer Prüfung den Kredit zu verweigern. Zur Bewertung der Kreditwürdigkeit 

von KreditnehmerInnen können Datenbanken herangezogen werden. Aus 

datenschutzrechtlicher Sicht ist dabei von zentraler Bedeutung, dass diese Datenbanken 

grundsätzlichen datenschutzrechtlichen Qualitätsstandards entsprechen und die Daten 

entsprechend den datenschutzrechtlichen Vorgaben verwendet werden.  

 

Die sonstigen Bestimmungen des Vorschlags (über vorvertragliche Information, Werbung, 

verpflichtende Angaben)  sind weitgehend mit jenen der Verbraucherkreditrichtlinie ident.  
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Darüber hinaus haben bereits mehrere Mitgliedstaaten – darunter auch Österreich - von der 

Möglichkeit Gebrauch gemacht, die allgemeinen Regeln für VerbraucherInnenkredite auch auf  

Wohnimmobilienkredite anzuwenden. Dies ist gerade im Sinne der Einfachheit und 

Nachvollziehbarkeit solcher Bestimmungen wichtig. Der neue Vorschlag führt jedoch zu einer 

unnötigen Verdoppelung. Der Mehrwert einer neuen Richtlinie muss daher in dieser Hinsicht 

bezweifelt werden. Sofern überhaupt Bestimmungen gedoppelt werden, sind diese ident mit 

jenen der Verbraucherkreditrichtlinie zu formulieren. 

 

Außerdem ist fraglich, ob der Vorschlag überhaupt dazu beitragen kann, eine der Ursachen der 

weltweiten Finanzkrise zu beseitigen. Unverantwortliche Kreditvergabe ist zwar ein Baustein der 

Kettenreaktionen, die zum Ausbruch der letzten Finanzkrise geführt haben. Entscheidendes 

Element war jedoch die Umwandlung der aus diesen Krediten entspringenden Forderungen in 

handelbare Finanzprodukte sowie die nicht dem realen Wert entsprechende Bewertung der als 

Sicherheit verwendeten Immobilien. Die im gegenständlichen Vorschlag beabsichtige 

Regulierung scheint daher auch in dieser Hinsicht außer Verhältnis zum tatsächlichen Anteil 

unverantwortlicher Kreditvergabe an der Entstehung der globalen Finanzkrise. 

 

Abschließend ist zu befürchten, dass es ohne Ausnahmebestimmungen für im Rahmen der 

Wohnbauförderung vergebene Darlehen – wie sie auch die österreichische Bundesregierung in 

ihrer Stellungnahme fordert - zu negativen Auswirkungen auf die österreichische Wohnbaupolitik 

kommen könnte. Auf Grund der sozialen Dimension und der besonderen Bedeutung dieses 

Politikbereichs scheint der Vorschlag daher in diesem Punkt im Spannungsverhältnis zum 

Subsidiaritätsprinzip, auch wenn die grundsätzliche Möglichkeit, im Bereich der 

Wohnimmobilienkreditverträge auf europäischer Ebene Regelungen zu treffen, nicht 

angezweifelt wird.“ 

 

II. Stellungnahme gemäß Art. 23e Abs. 3 B-VG 
 

„Die zuständige Bundesministerin wird aufgefordert, sich im Sinne der Mitteilung unter Punkt I. 

dafür einzusetzen, dass die Notwendigkeit zur Regulierung von Wohnimmobilienkreditverträgen 

durch eine neue Richtlinie grundsätzlich überdacht wird. Insbesondere darf eine allfällige neue 

Richtlinie nicht zur Notwendigkeit führen, das österreichische VerbraucherInnenschutzniveau 

abzusenken. Negative Auswirkungen auf die österreichische Wohnbaupolitik sind ebenso zu 

verhindern.“ 
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